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Sozialistische Thesen vom Thron der Königin
Das wirtsdiaftspolitisdie Programm der Labour-Regierung 

Dr. George Abrahamson, London

A ls Mr. Wilsons Labour-Regierung M itte Oktober 
ans Ruder kam, sah sie sich sofort einer der in 

Großbritannien nur lallzu bekannten Zahlungskrisen 
gegenüber. Der Außenhandel hatte im September mit 
einem Defizit von £  111 Mill. abgeschlossen. Für das 
Jahr 1964 w ar ein Zahlungsbilanzfehlbetrag von min­
destens £  700 Mill. zu erwarten. Der Devisenabfluß 
hatte noch nicht auf gehört; im September und Oktober 
gingen die Gold- und Devisenreserven, die dem 
ganzen Sterlingblock dienen, um £  47 Mill. zurück, 
obwohl sich die Bank von England nicht weniger als 
£ 110 Mill. von anderen Zentralbanken ausgeliehen 
hatte. Drastische Maßnahmen w aren also nach einer 
innerpolitisch bedingten Verzögerung durch den W ahl­
kampf unvermeidlich, und die neue Regierung hielt es 
psychologisch für das beste, mit der Tür ins Haus zu 
fallen. Die Importabgabe für Fertigwaren w ar nach 
der amtlichen Darstellung das kleinste von drei Ubelnj 
die anderen beiden — Deflation und Abwertung — 
wurden wegen ihrer langfristigen Nachteile abgelehnt, 
und zwar auch von den Konservativen, die früher in 
ähnlicher Lage zu Diskontsatzerhöhungen und Kredit­
beschränkungen griffen. Solche „stop-go"-Signale sind 
jetzt verpönt und von Labour-Sprechern immer scharf 
kritisiert worden. D irekte Eingriffe in Produktion und 
Handel entsprechen ihrer Denkweise, aber die Einfuhr­
abgabe ist tatsächlich nur ein Notbehelf, der möglichst 
bald — frühestens aber wohl im April 1965, wenn der 
nächste Jahreshaushalt vorgelegt w ird — überprüft, 
abgebaut und schließlich abgeschafft werden soll. 
Andere Sofortmaßnahmen wie die Überprüfung des 
Concord-Flugzeugprojekts, die Beschränkungen für 
Bürobauten in London, die Ernennung eines Untersu­
chungsausschusses über Hafenarbeit und die Vorlage 
eines Zwischenbudgets verfolgen den doppelten 
Zweck, Zeit für die Ausarbeitung eines detaillierten 
Programms für die ganze fünfjährige Legislaturperiode 
zu gewinnen und mit die Grundlagen und Atmosphäre 
für eine neue W irtschaftspolitik zu schaffen.

„ N ationa lra t f ü r  W irischaftsentuoiehlung“ 
a ls  P la n u n g sin stru m en t

Aus den unternommenen Schritten, den in der Thron­
rede skizzierten Gesetzen, den Versprechungen im 
Wahlprogramm und Reden führender Labour-Sprecher 
formt sich ein ziemlich vollständiges Bild des w irt­

schaftspolitischen Programms. Es ist klar, daß die neue 
Regierung trotz ihrer knappen Unterhausmehrheit ak­
tiv und radikal vorgehen will und um strittene Pro­
grammpunkte keineswegs beiseite legt. Sie steh t und 
fällt mit ihrem sozialistischen Glauben an  die Plan­
wirtschaft. Ein Ministerium für wirtschaftliche Planung 
w urde geschaffen, da „das Gemeinwesen nicht länger 
von M arktkräften außerhalb seiner Kontrolle regiert 
werden darf“, und neben und teilweise über das bis­
her allmächtige Schatzamt gesetzt. Ihm wird der N a­
tionalrat für Wirtschaftsentwicklung, bisher ein unab­
hängiger Ratgeber, als Planungsinstrument rekonsti­
tuiert beigefügt. Das Planungsziel bleibt stetige Ex­
pansion, aber im Gegensatz zur konservativen Regie­
rung, d ie eine vierprozentige W achstumsrate anstrebte, 
hat sich Mr. Wilsons Regierung nicht zahlenmäßig 
festgelegt. Sie hat „keine V orurteile gegen die Mecha­
nismen freier M ärkte, wenn sie wirksam sind“, und 
wünscht nicht, zu den Bewirtschaftungsmethoden der 
ersten Nachkriegsregierung zurückzukehren, hält aber 
adm inistrative Eingriffe des Staatsapparats für unver­
meidlich und unbedenklich. Direkt zielen diese auf eine 
stetige Produktions- und Produktivitätserhöhung ab, 
die allein die ökonomische Grundlage für ein groß­
zügiges M odernisierungs- und Sozialprogramm bilden 
kann.

N eu o rien tie ru n g  in  d er E in ko m m en sp o litik  angestreb t

Da die A rbeitsreserven im wesentlichen ausgeschöpft 
sind, der w eiteren Einwanderung Farbiger aus sozial­
psychologischen Gründen Grenzen gezogen sind und im 
übrigen auch das schulpflichtige A lter vermutlich in 
drei bis v ier Jahren auf 16 erhöht werden soll, bedingt 
höhere Produktion erhöhte Arbeitsproduktivität, diese 
aber wieder größere Bereitschaft seitens der A rbeiter 
und Gewerkschaften, produktionshemmende Praktiken 
aufzugeben. Die Labour-Regierung wird wohl auf we­
niger M ißtrauen stoßen als ih re  Vorgängerin, will auch 
hinsichtlich Umschulungs- und EntlassungsVergütun­
gen großzügiger verfahren und hat schon einige kleine 
Erfolge in der Vermittlung zwischen Streikenden und 
Arbeitgebern zu verzeichnen. Der Schlüssel zu dauern­
der Leistungssteigerung liegt auf dem  Gebiet der 
Löhne. H ier versprach die Thronrede ein besser abge­
wogenes Verhältnis zwischen erhöhter Arbeitsproduk­
tiv ität und gesteigerten Einkünften in allen Formen.
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Es fragt sidi aber, ob d ie Regierung den Arbeitern 
viel bieten kann, denn die Löhne (mit überstunden- 
und Akkordzusdilägen) pflegten sdion bisher Produk­
tivitätsgew inne vorwegzunehmen. M ehr Erfolg ver­
spredien daher ihre Bemühungen um Gewerksdiafts- 
m itarbeit bei der Erarbeitung einer .Einkommens­
politik", sofern diese auf Unternehmergewinne, Divi­
denden und M ietseinnahmen ausgedehnt wird, was 
die Regierung audi zugesagt hat.

L ä h m u n g  d e r  un ternehm erischen  In itia tiv e  
durch  P r  e isp rü f a m t?

Stabilere (nidit jedodi stabile) Preise sind in der 
Thronrede versprodien worden. Ein Preisprüfamt soll 
sidi fallweise mit Preiserhöhungen, die ungereditfertigt 
zu sein sdieinen, befassen. Es wird einer system atisdien 
Preiskontrolle vorgezogen, weil es sdineller arbeiten 
sollte, und kann vielleidit audi Aufgaben der wegen 
Gewerksdiaftsopposition unwirksam gebliebenen Ein­
kommenskommission übernehmen, also auf ein ver­
nünftiges Verhältnis von Löhnen, anderen Einkünften 
und Preisen aditen. Ein Gesetz; das Fabrikanten grund- 
sätzlidi verbietet, Einzelhändler wegen Preisunterbie­
tung von der Belieferung auszusdiließen, wurde im 
letzten Sommer vom Parlam ent verabsdiiedet, und ein 
Kartellgeridit arbeitet bereits seit Jahren, allerdings 
sehr langsam. Je tzt sollen w eitere Sdiritte folgen, um 
gegen Monopole und die sidi aus Zusammensdilüssen 
ergebenden Probleme anzugehen, darunter die Verab- 
sdiiedung (mit kleineren Änderungen) des vom Unter­
haus beratenen Monopolgesetzes. Besondere Aufmerk­
samkeit verspridit man für den Sdiutz der Verbrau- 
dierinteressen. Das Preisprüfamt soll sidi einsdialten, 
wenn mangelndes M aßhalten der Lohn- und Gehalts­
empfänger zu übermäßigen Profiten führt, aber „im 
übrigen sdieint es uns“, erklärte W irtsdiaftsm inister 
Brown, „daß fiskalisdie W affen am geeignetsten sind, 
übermäßiges A nwadisen von Profiten und Dividenden 
anzupadcen." Das klingt allerdings so, als ob der Staat 
hohen Gewinnen n id it unbedingt abhold ist, wenn er 
an ihnen durdi entsprediend hohe Steuerabzüge be­
teiligt wird, und zeigt wenig Interesse an wirksamen 
W ettbewerbsbedingungen. W arum sollten unfähige 
und nadilässige Firmen ihre M ethoden ändern, wenn 
leistungsfähigere Konkurrenten ihren Erfolg mit höhe­
ren Steuern bezahlen müssen? Ein m aterieller Anreiz 
zu unternehm erisdier Initiative fehlt hier wie audi in 
anderen Teilen des W irtsdiaftsprogramms. Dafür 
sudit die Regierung innerbetrieblidie Investitionen 
durdi Änderung der Besteuerung gew erblidier Unter­
nehmen zu fördern. Eine neue Körpersdiaftsteuer 
w ird die Besteuerung verteilter Gewinne erhöhen, 
aber die von n id it ausgesdiütteten Gewinnen er­
leid itern  und somit, wie man hofft, die Investitions­
tätigkeit cuispornen.

D irekte  E ingriffe  in  d en  B a u m a rk t

Auf einem widitigen Teilgebiet ergreift die Regierung 
aber d irekte Maßnahmen, um Preise und Lebenshal­
tungskosten zu senken, und zwar im Bauwesen. Eine 
Kronlandkommission soll mit w eitreidienden Voll-

m aditen für den Zwangserwerb von Bauland ausge­
sta tte t werden, um dem W udier mit dieser Mangel­
w are ein Ende zu setzen und mehr Grund und Boden für 
den W ohnungsbau zu besdiaffen. Das Mietgesetz von 
1957, das den M ietersdiutz auf kleinere Wohnungen 
und die damaligen M ieter besdiränkte, soll aufgehoben 
und verm utlidi durdi eine umfassendere Wohnraum- 
bewirtsdiaftung ersetzt werden. Gemeinden und Eigen­
heimkäufer sollen billige H ypotheken erhalten. Weni­
ger w iditige Bauvorhaben will man einsdiränken und 
die Bauindustrie mit Regierungshilfe modernisieren 
und rationalisieren. Auf längere Sidit denkt man an 
eine Reform der Subventionen für den kommunalen 
W ohnungsbau, aus denen vielfadi wohlhabende Mie­
ter Nutzen ziehen. Eine erheblidie Steigerung der Bau­
tätigkeit ist vor allem in dep „unterbesdiäftigten" 
Landesteilen erforderlidi. Für M ittelsdiottland und 
Nordostengland gibt es seit dem vorigen Herbst Re­
gionalprogramme. W ales und N ordsdiottland sollen 
nun audi V orrang in der Versorgung mit öffentlidien 
Diensten, Fabrikbaukrediten, Umstellungskursen usw. 
erhalten. Die Labour-Regierung will hier sdineller und 
planvoller handeln als die Konservativen, aber im 
Grunde mit ähnlidien Mitteln. Diese früheren Not­
standsgebiete, in denen nodi ungenutzte Arbeitsreser­
ven vorhanden sind, sollen audi von einer Neufor­
mung des Eisenbahnrationalisierungsprogramms, die 
sidi in eine neue „fortsdirittlidie" Transportpolitik 
einfügt, profitieren. Einige beabsiditigte Stredcenstill- 
legungen werden, obwohl rein kommerziell bereditigt, 
aus demopolitisdien Gründen vertagt. Man will den 
Zug nadi dem Südosten aufhalten und neue Industrie­
zweige in den entfernteren Gebieten im W esten und 
Norden der Insel ansiedeln.

B egrenztes P rogram m  d er  V erstaa tlichung

In der Landwirtsdiaftspolitik bleiben die bewährten 
Preisgarantien bestehen, V ertrieb und Verteilung der 
A grarproduktion sollen verbessert werden, und den 
britisdien Farmern wird v ielleidit ein größerer Teil der 
heimisdien Bedarfsdedcung als bisher überlassen wer­
den. Audi in der Industrie geht das Bestreben dahin, 
alle Produktionsmöglidikeiten auszusdiöpfen, um den 
Einfuhrbedarf zu senken. Die W jederverstaatlidiung der 
Eisen- und Stahlindustrie (Straßengütertransport und 
W asserw irtsdiaft sollen später folgen) ist allerdings 
politisdi motiviert. Besdiwerden über ihre monopoli- 
stisdien Praktiken sind als Entsdiuldigxmg zu verste­
hen. Im übrigen hofft die Labour-Regierung, mit den 
einzelnen Industriezweigen über mit Firmen-, Gewerk- 
sdiafts- und Regierungsvertretern besetzte Komitees 
zusammenzuarbeiten. Die Idee, durd i staatlid ie  Unter­
nehmen , oder staatlidie Beteiligung an Privatfirmen 
den W ettbewerb in versdiiedenen Wirtsdiaftszweigen 
zu versdiärfen und gleidizeitig einen praktisdien Ein­
blidc in die Kostenverhältnisse zu gewinnen, wurde 
einstweilen aufgegeben, ebenso wie der Plan, weitere 
W irtsdiaftszweige zu verstaatlidien. Dagegen denkt 
man daran, den öffentlidien Körpersdiaften im Koh­
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len b e rg b au , in  d e r  E n e rg ie w ir tsd ia f t  u sw . e in e  A u s ­
w e itu n g  ih re s  A rb e its b e re id ie s  au f d e n  B au  v o n  A u s­
rü s tu n g e n  zu  g e s ta tte n .

N otw end iger A u sb a u  d er B ild u n g s- u n d  S o z ia lp o litik  
e r fo rd er t S teuererhöhung

Die In v e s t it io n s tä t ig k e it  w ird  a u d i  in  d e r  P r iv a tw ir t­
sd ia ft n a d i  K rä f te n  g e fö rd e r t, v o r  a lle m  d u rd i  S te u e r­
v e rg ü n s tig u n g e n  fü r  A n s d ia ffu n g e n  u n d  A b s d ire ib u n ­
gen, in sb e so n d e re  in  d e n  a ls  w e se n tlid i  g e lte n d e n  
In d u striez w e ig e n . F ü r  „ P re s tig e p ro je k te "  is t  n id i t  
g enug  G e ld  v o rh a n d e n , u n d  v ie le  a n  s id i  w ü n s d ie n s ­
w e rte  In d u s tr ie o b je k te  w e rd e n  z u rü d cg e ste llt. D em  
S ta a tsh a u sh a lt  e rw a d ise n  au f a lle  F ä lle  a u s  e in e r  
n e u e rlid ie n  E rh ö h u n g  d e r  S o z ia lre n te n  u n d  A b s d ia f ­
fung d e r  R e z e p tg e b ü h re n  fü r  H e ilm itte l z u sä tz lid ie  
A u sg ab en . K e in e  d e r  p o lit is d ie n  P a r te ie n  v e rs p ra d i  
v o r d e n  W a h le n  S te u e rse n k u n g e n . A n  e in e  so lche is t 
auch n id i t  zu  d en k en . D as g a n ze  S o z ia lv e rs id ie ru n g s-  
w erk , d a s  au f zu  E nde  d e s  K rie g e s  e ra rb e ite te n , ziem - 
lid i b e sd ie id e n e n  P rä m isse n  b e ru h t, so ll e in e r  R eform  
in R id itu n g  a u f  h ö h e re  u n d  v a r i ie r te  B e itrag s-  u n d  
R en ten sä tze  w ie  in  a n d e re n  In d u s tr ie lä n d e rn  u n te r ­
zogen  w e rd en . D e r  A u sb a u  d es  E rz ieh u n g sw e se n s  e r ­
fo rd ert e b e n fa lls  h ö h e re  Z u w e n d u n g en , u n d  d e r  S ta a t  
soll a u d i d ie  K o m m u n alfin an zen  au f a n d e re n  G e b ie ten  
en tla s ten . F isk a lisch e  M a ß n a h m e n  m ü sse n  fe rn e r  h e l­
fen, d ie  e rh o ff te n  g ro ß z ü g ig e n  K a p ita lin v e s tit io n e n  d e r  
ö ffen tlid ien  H a n d  zu  f in an z ie ren . D ie  E in k o m m en s te u e r 
w ird  d e sh a lb  im  n ä ch s te n  S te u e r ja h r  e rh ö h t. O b w o h l 
m an au f la n g e  S id it  ho fft, d a s  S o z ia lp ro g ram m  g ro ß e n ­
te ils  aus e in em  d e r  P ro d u k tio n se x p a n s io n  a u to m a tisd i 
fo lg en d en  A u ftr ie b  d ö r S te u e re in k ü n f te  zu  dedcen , 
w e rd en  z u sä tz lid ie  M itte l  a u d i  v o n  e in e r  A u sw e itu n g  
der K a p ita lz u w a d isb e s te u e ru n g  u n d  e in e r  R ev is io n  
der G e w in n b e s te u e ru n g  in  d e r  W ir ts d ia f t  e rw a r te t.

Z o lle rh ö h u n g  a ls  Z to ischenlösung unausw eich lich

Es lie g t au f d e r  H an d , d a ß  d ie  g e s te ig e r te n  K a p ita l­
au fw en d u n g en  fü r  d e n  A u sb a u  d e r  P ro d u k tio n , d ie  
M o d e rn is ie ru n g  d e r  In d u s tr ie , d e n  W o h n u n g sb a u  u n d  
soziale Z w edce, se lb s t w e n n  s ie  z e i t lid i  g e s ta ffe lt  w e r ­
den, d ie  Z a h lu n g sb ilan z  n o d i  w e ite r  a n sp a n n e n  m ü s­
sen. R e g ie ru n g ss p re d ie r  le g e n  d e sh a lb  N a d id ru d i  au f 
die N o tw e n d ig k e it  e in e r  b e d e u te n d e n  A u s fu h rs te ig e ­
rung, d e r  S te u e r ra b a tte  v o n  1 b is  3 “/o u n d  g ro ß zü g i­
gere E x p o r tk re d ite  d ien e n . B ritisch e  W a re n  s in d  au f 
dem W e ltm a rk t  p re ism ä ß ig  d u rd ia u s  w e ttb e w e rb s ­
fähig, d o d i  b ie te n  b is h e r  d ie  h o h e n  E rlö se  a u f  d em  
sid ieren , z o llg e sd iü tz te n  In la n d s m a rk t v ie le n  F a b r i­
k a n ten  e in e n  u n w id e rs te h lid ie n  A n re iz . D ie  A u s fu h r 
ist d e sh a lb  in  d iesem  J a h r  m en g e n m äß ig  ü b e rh a u p t  
n id it g e s tie g e n . A n d e re rs e i ts  z ie h e n  d ie  h o h e n  In la n d s ­
p re ise  In d u s tr ie w a re n  au s  d em  A u s la n d  an , z u m a l d ie  
N ad ifrag e  w ie d e r  e in m a l d em  P ro d u k tio n sv e rm ö g e n  
d e r b ritisch en  W ir ts d ia f t  v o ra u se ilt .  H ie ra n  h a b e n  
v ie lle id it in  d e r  g e g e n w ä r tig e n  K rise  s te ig e n d e  L öhne 
n id it m e h r  S d iu ld  a ls  h o h e  B a n k k re d ite  fü r  d e n  K o n ­
sum u n d  d ie  W a re n la g e ru n g  (d ie  b a ld  a b sd iw e lle n  
dürften) u n d  u n p ro d u k tiv e r  A u fw a n d  v e rs d iie d e n e r

Das
H A M B U R G IS C H E  W E L T -W IR T S C H A F T S -A R C H IV
sucht

Abteilungsleiter (Volkswirt)

I
für selbständige Tätigkeit.
Erfahrungen auf folgenden wissenschaftlichen 
Gebieten erwünscht: 
öffentliche Wirtschaft,
Raumordnung und Verkehr, 
Entwicklungspolitik oder Außenhandel 
Vergütung nach BAT I oder A14 
Antritt: zum 1.1.1965 oder später

I
Ausführliche Bewerbungen an: 
Hamburgisches Welt-Wirtschafts-Archiv, 
Direktion,
Hamburg 36, Poststraße 11

A rt. T a ts a d ie  b le ib t, daß  d e r  E in fu h rü b e rh an g  e in e  
e rn s te  G e fah r  d a rs te l l t .  V o n  d e r  N o tlö su n g  e in e r  
E in fu h ra b g ab e  e rw a r te t ,  d e r  S d ia tz k a n z le r , d aß  sie  
d ie  E in fu h r in  e in em  g a n ze n  J a h r  um  v ie l le id i t  
£  300 M ill. h e ra b d rü d c e n  u n d  g le id iz e it ig  d e m  S d ia tz - 
a m t £  200 M ill. zu sä tz lich  e in b r in g e n  w ird . D e r  S ta a t 
k a n n  v o n  ih r  n u r  p ro f itie re n . U n te rb le ib e n  d ie  b e tro f ­
fe n e n  Im p o rte , so  sp a r t  e r  D ev isen , g e h e n  s ie  w e ite r , 
so  w ä ch s t se in  Z o lle in k o m m en . S o w eit d e r  a u s lä n d i­
s d ie  L ie fe ra n t d ie  A b g a b e  trä g t, v e rb il l ig t  s id i  d e r  
b r i t i s d ie  Im p o rta u fw a n d ; so w e it  s ie  a u f  d e n  h e im i­
s d ie n  K o n su m e n ten  fä llt, m uß  d ie s e r  a n d e re  A u sg a ­
b e n  e in sch rä n k en , w o m it d e r  N a d ifra g e d ru d c  n a d ilä ß t.

T a ts ä d i lid i  h a t  d ie  IS p ro z en tig e  A b g a b e  b ish e r  n u r  
z u  w e n ig e n  u n d  g e r in g e n  P re ise rh ö h u n g e n  fü r K o n ­
su m w a re n  g e fü h rt, d e n n  d ie  Im p o rte u re  w o llen  s id i 
n ich t d a s  W eih n a c h tsg e sd iä f t  v e rd e rb e n , u n d  b ritisch e  
F a b r ik a n te n  fü rd ite n  d e n  V o rw u rf, au s  d e r  g e m ild e r­
te n  K o n k u rre n z  V o r te il  zu  z ie h en . B ei lä n g e re r  F o rt­
d a u e r  w e rd e n  s id i  a b e r  w id itig e  P ro d u k tio n sk o s te n  
s te ig e rn , d e n n  d e r  s ta rk e  E in fu h ra n s tieg  d e r  le tz te n  
b e id e n  J a h r e  b e z ie h t s id i  g ro ß e n te ils  au f G ü te r  w ie  
M a sd iin e n  u n d  H a lb w are n , d ie  au s  h e im isd ie r  P ro ­
d u k tio n  n id i t  a u s re id ie n d  zu r V e rfü g u n g  s te h e n . D ie 
E in fu h ra b g ab e  k a n n  u n d  so ll d a h e r  n u r  e in e  Z w ischen­
lö su n g  se in , d ie  ü b r ig e n s  a u d i  v o n  v ie le n  b r i t is d ie n  
F a b r ik a n te n  a b g e le h n t w ird . U n p a r te iis d ie  K r itik e r  in  
E n g lan d  a k z e p tie re n  sie  n u r  a ls  N o tm itte l  zu r K auf-

1964/XI 489



k ra fta b sd iö p fu n g  u n d  fü rd ite n , d a ß  sie , so w e it  s ie  
e in fu h rh in d e rn d  w irk t, K a u fk ra f t fü r  a n d e re , ö k o n o ­
m isch w e n ig e r  w ü n sch e n sw erte  Z w ecke  fre is e tz e n  
w ird . D ie  A lte rn a tiv e  v o n  E in fu h rk o n tin g en ten , d ie  
s e le k tiv  a n w e n d b a r  w ä re n , k a m  z u n äc h st a u s  Z e itg rü n ­
d e n  n ich t in  B etrach t. A u f la n g e  S icht s te h e n  s e le k tiv e  
B e sd irä n k u n g e n  auch e in e r  H a n d e ls a u sw e itu n g  im  
W eg e , w e sh a lb  d ie  b ritisc h e  R e g ie ru n g  u n g e a c h te t 
d e r  b e s te h e n d e n  Z a h lu n g ssch w ie r ig k e ite n  fü r  d ie  
K en n ed y -R u n d e  n u r  e in e  k u rz e  A u sn a h m e lis te  a n g e ­
m e ld e t h a t.  Ih r  W u n sch  n ach  w e itg e h e n d e r  L ib e ra li­
s ie ru n g  u n d  b e sd ile u n ig te m  A b b a u  d e r  B in n en zö lle  in  
d e r  E u ro p äisch en  F re ih a n d e ls z o n e  is t  ehrlich . D ie  v o n  
d e r  L ab o u r-R eg ie ru n g  g e w ü n sch te  e n g e re  Z u sam m en ­
a rb e i t  m it dem  C o m m o n w ea lth  sch ließ t auch  e in e  V e r ­
s tä rk u n g  d e s  H a n d e ls , u . a. d u rch  S chaffung  e in es  
C o m m o n w ea lth -A u sfu h rra ts , g a ra n t ie r te n  A b sa tz  u n d  
la n g fr is tig e  A b n a h m e v e r trä g e  fü r  R o h sto ffe , e in . F ü r  
d ie  E n tw ick lu n g  ü b e rse e isc h e r  L ä n d e r  g ib t e s  e in e  n e u e  
R e g ie ru n g ss te lle  m it e ig e n em  M in is te r .

F ü r  e in e n  la n g fr is tig e n  A u sg le ich  d e r  Z ahlungsb ilanz 
is t  e s  b e d eu tsa m , d a ß  S ta a ts a u sg a b e n  im  A u s lan d  mit 
u n g e fä h r  £  500 M ill. —  d a v o n  40 Vo fü r  V erte id ig im g  
—  m e h r  a ls  d ie  H ä lf te  d e s  la u fe n d e n  D efizits aus­
m achen . H ie r  e rh o fft sich d ie  R e g ie ru n g  erheb lid ie  
E in sp a ru n g e n , v o r  a lle m  in  E u ro p a . Im  H inb lick  auf 
d e n  s te tig e n  R ück g an g  d e r  u n s ic h tb a re n  A u s fu h r  sollte 
m an  n ach  A n s ich t d e r  B an k  v o n  E n g lan d , d e r  sich die 
R e g ie ru n g  an sch ließ en  d ü rf te , A u s la n d sa n la g e n  sorg­
fä lt ig e r  a u f  ih re  D e v is e n e r tra g s k ra f t  p rü fen . D iese  und 
a n d e re  M a ß n a h m e n  w e rd e n  z w e ife llo s  h e lfen , die 
Z a h lu n g sk rise  zu  ü b e rw in d e n , w e n n  s ie  auch zunächst 
w e ite re  H ilfe  in te rn a t io n a le r  In s t i tu te  e rfo rd e r t. Auf 
la n g e  S icht g e h t e s  a b e r  n ich t o h n e  e in e  w esentliche 
S te ig e ru n g  v o n  E rze u g u n g  u n d  A u sfu h r , d ie  n u r  durch 
e rh ö h te  A rb e its p ro d u k tiv i tä t  u n d  e in e  in te n s iv e  Ex­
p o rto ffe n s iv e  z u  e rre ic h e n  sin d . H ie r  l ie g t  d a s  Kern­
p ro b le m  fü r  je d e  b r i t i s d ie  W ir tsc h a ftsp o litik , u n d  die 
L ab o u r-R e g ie ru n g  s ie h t  h ie r  d e n  A n s a tz p u n k t fü r ihre 
H a u p tb em ü h u n g en .

Die neuen Brüsseler Initiativen 
im Lichte der gegenwärtigen europäischen Einigungspolitik

Christian Frandc, z. Zt. Brüssel

Die  K o m m issio n  d e r  E u ro p ä isch en  W irtsc h a ftsg e ­
m ein sch aft h a t  w ä h re n d  ih re s  n u n  b a ld  s ie b e n jä h ­

r ig e n  W irk e n s  n ie  g ezö g e rt, d ie  im  V e r tra g  v o n  Rom  
b e sc h lo sse n e  w irtsch aftlich e  In te g ra tio n  d e r  sechs M it­
g l ie d s ta a te n  n ich t n u r  a ls  F u n d a m en t d e r  p o litisch en  
E in ig u n g  E u ro p as , so n d e rn  b e re i ts  a ls  d e n  e rs te n  k o n ­
k re te n  S ch ritt zu  ih re r  V e rw irk lid iu n g  zu  b e tra ch te n . 
D ie se r  W e g  z u r  E in ig u n g  E u ro p as  is t  in  d e r  o f t z it ie r ­
te n  „ D re is tu fe n ra k e te “ d e s  P rä s id e n te n  H a lls te in  
v o rg e z e ig t;  A u s g a n g sp u n k t is t  d ie  Z o llu n io n ; s ie  w ird  
im  L aufe  d e r  Ü b e rg a n g sz e it  v o n  e in e r  W irtsc h a fts ­
u n io n  ü b e r la g e r t ;  K rö n u n g  d e s  G a n ze n  so ll d a n n  d ie  
P o litisch e  U n io n  se in . D em nach is t  d ie  g e g e n w ä r tig e  
e u ro p ä isc h e  In te g ra tio n  tro tz  ih re s  v o rw ie g e n d  ö k o n o ­
m ischen  C h a ra k te r s  e in  e m in e n t p o litisc h e r  V o rg an g . 
S ie  b e s tim m t h e u te  b e re i ts  n a h e z u  a lle  B ereiche  d e r, 
s ta a tl ic h e n  P o litik  —  au sg en o m m en  F ra g e n  d e r  V e r ­
te id ig u n g  u n d  d e r  A u ß e n p o litik .

In  d ie se m  Licht m ü sse n  säm tlich e  In i tia tiv e n  d e r  
K o m m ission  d e r  E u ro p äisch en  W irtsc h aftsg e m ein sc h aft 
g e se h e n  w e rd e n . Z ugle ich  a b e r  auch  d ie  e in z e ls ta a t­
lich en  R e ak tio n e n  u n d  E n tsch e id u n g en  a u f  d ie  B rüs­
s e le r  M a ß n a h m e n  u n d  d ie  H a ltu n g  in  d e n  P a r tn e r ­
s ta a te n .  D ie  H e rb s tw o c h en  h a b e n  d a fü r  w ie d e r  e in ­
m al ü b e rz e u g e n d e  B e isp ie le  g e lie fe rt.

L ösung  d e r  G etre idepreisfrage V orbed ingung  
fü r  jed e  E in ig u n g sp o litik

A u f d e r  e in e n  S e ite  s te h e n  d ie  u n te r  d e r  B e ze id in u n g  
„ In it ia t iv e  1964“ b e k a n n tg e g e b e n e n  K o m m iss io n sv o r­
sch läge  z u r  V e rw irk lid iu n g  d e r  Z o llu n io n  b is  zum

1. J a n u a r  1967. Ih n e n  g e g e n ü b e r  s te h t  d a s  französische 
„U ltim atu m ", d ie  M ita rb e it  a n  d e r  W irtsch aftsg em ein ­
schaft e in z u s te lle n , w e n n  n ich t d a s  A g ra rm a rk t-  und 
G e tre id e p re isp ro b le m  b is  zum  J a h r e s e n d e  g e lö s t wird. 
B eide  E re ig n isse  s in d  d u rc h au s  E rg e b n isse  d es  b isher 
e rre ic h te n  S ta n d e s  a u f  d e m  W e g  z u r  w irtschaftlichen  
In te g ra tio n  E u ro p as .

In  d em  fran z ö sisc h e n  D ruck  a u f  V e rw irk lic h u n g  des 
g e m e in sa m e n  A g ra rm a rk te s  u n d  G e tre id e p re ise s  sp ie­
g e lt  sich  le tz tlich  d as  n id i t  n u r  in  F ra n k re ic h  em pfun­
d e n e  U n b e h a g e n  ü b e r  d ie  u n g le ich g ew ich tig e  Entw ick­
lu n g  zw isch en  d e r  Z oll- u n d  W irtsc h a f tsu n io n  sow ie 
ü b e r  d e n  u n te rsch ied lich e n  In te g ra tio n s rh y th m u s  zwi­
schen  d e m  in d u s tr ie l le n  u n d  la n d w ir tsc h a ftl id ie n  Be­
re ich  w id e r. D ab e i m ag  m an  d ie  „B eeinflussungsform en" 
d e s  fran zö sisch en  S taa tsch efs  z u  R ech t k r itis ie re n . Im 
G ru n d e  jed o c h  is t  d e r  In h a lt  d e r  fran zö sisch en  Politik  
s tä r k e r  au f d e n  E W G -M ark t a ü sg e ric h te t,  a ls  es in 
m an ch em  a n d e re n  M itg lie d s ta a t  d e r  F a ll ist. D ie  fran­
zö sische  P o litik  i s t  sich  d u rch au s  d e r  V o r te ile  bew ußt, 
d ie  d e r  G em ein sam e  M a rk t  schon  j e tz t  fü r  ih re  Land­
w irtsc h a ft g e b rac h t h a t.  Es w ü rd e  fü r  F ra n k re ic h  außer­
o rd e n tlich  sc h w e r se in , au f a n d e re n  M ä rk te n  einen 
E rsa tz  fü r  d ie  d u rc h  d ie  E W G  e rre ic h te n  H andelser- 
le ic h te ru n g e n  a u f  lan d w irtsc h a ftlic h e m  G e b ie t zu  fin­
d en . H in z u  ko m m t, d aß  d e  G a u lle  in  d e r  EW G  stets 
e in e n  m e h r w ir tsch aftlich en  Z w e ck v e rb an d  z u r  U nter­
s tü tz u n g  s e in e r  n a tio n a le n  P o litik  g e se h e n  h a t.

D as e in z e ls ta a tl ic h e  T a k t ie r e n  in  F ra g e n  d e r  e u ro p ä i­
sch en  P o litik  h a t  b e re i ts  e r s te  R ü c k w irk u n g en  au f die
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